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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AS 70/05
Datum 16.08.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 AS 35/05
Datum 16.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
WÃ¼rzburg vom 16.08.2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um das Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft
zwischen der KlÃ¤gerin und Herrn B. im Zeitraum vom 01.01.2005 bis zum
30.06.2005.

Die 1966 geborene KlÃ¤gerin beantragte am 27.10.2004 Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). In diesem
Antrag benannte sie in der Rubrik "II. PersÃ¶nliche VerhÃ¤ltnisse" Herrn B. und
kreuzte die beiden Zeilen "Partner in eheÃ¤hnlicher Gemeinschaft" und "nicht
dauernd getrennt lebender Lebenspartner" an. Weiter ergibt sich aus dem Antrag,
dass sie mit Herrn B. ein gemeinsames Kind hat, nÃ¤mlich die 2003 geborene V. B. ,
geborene G. , die mit im gemeinsamen Haushalt lebt. Unter der Rubrik "III.
PersÃ¶nliche VerhÃ¤ltnisse der mit der Antragstellerin in einem Haushalt lebenden
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weiteren Personen" ist Herr B. wiederum als "Partner!", geschieden seit MÃ¤rz 2001
angefÃ¼hrt. BeigefÃ¼gt war dem Antrag eine Vereinbarung zwischen der KlÃ¤gerin
und Herrn B. vom 23.10.2004, wonach die KlÃ¤gerin die HÃ¤lfte der vertraglichen
Miete an Herrn B. sowie die HÃ¤lfte aller anfallenden Unkosten bezahle. Der
ebenfalls beigefÃ¼gte Mietvertrag vom 28.07.2004 wurde zwischen Herrn B. und
den Vermietern Ã¼ber eine Sechszimmerwohnung mit einer KÃ¼che, einem Bad,
einer Toilette mit Dusche, einem Balkon und einem Kellerraum, insgesamt mit einer
WohnflÃ¤che von 110 qm geschlossen. Das MietverhÃ¤ltnis begann am 01.10.2004.

Zu den Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnissen des Herrn B. wurde eine
betriebswirtschaftliche Auswertung fÃ¼r den Zeitraum 01.08.2004 bis 31.08.2004
vorgelegt. Danach errechnete sich ein Ã�berschuss in HÃ¶he von 4.720,42 EUR aus
seinem Betrieb. Bei der betriebswirtschaftlichen Auswertung fÃ¼r den Zeitraum
vom 01.01.2004 bis 31.08.2004 ergab sich ein JahresÃ¼berschuss in HÃ¶he von
27.013,40 EUR.

Hinsichtlich der Unterhaltsleistungen fÃ¼r die gemeinsame Tochter V. B. besteht
eine Vereinbarung vom 23.10.2004, wonach Herr B. ab Oktober 2003 einen
monatlichen Beitrag in HÃ¶he von 147,00 EUR als Unterhalt an die KlÃ¤gerin
bezahlt.

Mit Bescheid vom 30.12.2004 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin auf
Bewilligung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2005 bis 30.06.2005 ab. Sie sei nach den von ihr
nachgewiesenen EinkommensverhÃ¤ltnissen nicht hilfebedÃ¼rftig.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 05.01.2005 Widerspruch, den die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 23.03.2005 zurÃ¼ckwies. Bei der
Bedarfsberechnung sei das Einkommen von Herrn B. zu berÃ¼cksichtigen, weil vom
Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft auszugehen sei. Herr B. habe am
28.07.2004 zum 01.10.2004 eine Sechszimmerwohnung mit einer Nettomiete von
600,00 EUR monatlich angemietet. Am 23.10.2004 habe er mit der KlÃ¤gerin eine
Vereinbarung geschlossen, wonach die KlÃ¤gerin die HÃ¤lfte der vertraglichen
Miete und Nebenkosten an ihn zu bezahlen habe. Zu diesem Zeitpunkt sei der
KlÃ¤gerin bereits bekannt gewesen, dass die Arbeitslosenhilfe bis zum 31.12.2004
befristet gewesen sei und dass sie ab dem 01.01.2005 auf Leistungen nach dem
SGB II angewiesen sei. Ã�ber die HÃ¶he dieser Leistungen habe sie zu diesem
Zeitpunkt noch keinen Bescheid erhalten, da sie ihren Antrag erst am 04.11.2004
abgegeben habe. Es sei daher davon auszugehen, dass sie darauf vertraut habe,
Herr B. werde sie unterhalten.

Mit Schriftsatz vom 07.04.2005 erhob die KlÃ¤gerin hiergegen Klage. Sie lebe mit
Herrn B. nur in einer Zweckgemeinschaft. Bei AusfÃ¼llung des Leistungsantrages
sei ihr der Unterschied zur eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft nicht klar gewesen. Herr B.
habe die Partnerschaft zwischen ihnen wÃ¤hrend der Schwangerschaft beendet und
sie hÃ¤tten erst wieder Kontakt seit Mai 2004. Sie habe auch das alleinige
Sorgerecht fÃ¼r ihre Tochter und die Betreuung erfolge ausschlieÃ�lich durch sie.
Sie habe sich beim Arbeitsamt mehrmals mÃ¼ndlich erkundigt, wie die
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Angelegenheit fÃ¼r sie aussehe. Es habe geheiÃ�en, wenn sich an den
vorliegenden Tatsachen nichts Gravierendes Ã¤ndere, wÃ¼rde sie wohl mit einer
Zahlung â�� wie bisher â�� rechnen kÃ¶nnen. Auf Grund dieser Aussage habe sie
sich zu dem Umzug entschlossen. Bis dahin hÃ¤tte jeder eine eigene Wohnung
gehabt. In Zukunft werde das Einkommen der Firma des Herrn B. niedriger
ausfallen. Nachdem Herr B. zurzeit die ganze Miete, Heizkosten usw. alleine
bestreiten mÃ¼sse, kÃ¶nne er nicht auch noch Unterhalt fÃ¼r V. bezahlen, da er
seinen finanziellen Verpflichtungen nur in HÃ¶he seines Einkommens nachkommen
kÃ¶nne.

Die Beklagte trug dagegen vor, es lasse sich nicht mehr feststellen, welche
AuskÃ¼nfte die KlÃ¤gerin bezÃ¼glich des SGB II erhalten habe. HÃ¤tte sie
seinerzeit angegeben, sie ziehe mit dem Vater ihrer Tochter zusammen, hÃ¤tte sie
mit Sicherheit die Auskunft erhalten, dass sie ungefÃ¤hr die gleichen Leistungen
wie bei der Arbeitslosenhilfe erhalten werde. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nach Â§ 1615
Abs 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) Unterhalt fÃ¼r sich nur bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahres des Kindes vom Kindsvater verlangen. Dieser Anspruch sei
vorrangig vor den Leistungen nach dem SGB II.

Die KlÃ¤gerin brachte in Erwiderung dazu unter dem 23.05.2005 vor, sie habe
selbstverstÃ¤ndlich angegeben, dass sie mit Herrn B. in eine Wohnung ziehe. Da sie
eine gemeinsame Tochter hÃ¤tten, hÃ¤tten sie es fÃ¼r richtig gehalten, diese auch
soweit wie mÃ¶glich zusammen aufzuziehen, ohne offizielle Besuchsregelung und
Umgangsrecht. Herr B. sei als Berufskurierfahrer teilweise zwÃ¶lf Stunden und mehr
unterwegs und sehe eben dann bei Gelegenheit, sehr unregelmÃ¤Ã�ig allerdings,
bei seinem Kind vorbei.

Nach Aufforderung des Gerichts legte die KlÃ¤gerin eine neue
betriebswirtschaftliche Auswertung hinsichtlich der Einkommens- und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse des Herrn B. vor. Daraus ergibt sich fÃ¼r den Zeitraum
vom 01.01.2005 bis 31.05.2005 ein JahresÃ¼berschuss von 8.301,69 EUR.

Daraufhin erlieÃ� die Beklagte den zum Gegenstand des Klageverfahrens
erklÃ¤rten Ã�nderungsbescheid vom 22.07.2005, in dem sie erneut den Antrag auf
Leistungen nach dem SGB II vom 29.10.2004 ablehnte. Mit weiterem mit
ordnungsgemÃ¤Ã�er Rechtsbehelfsbelehrung versehenen und zwischenzeitlich
bestandkrÃ¤ftig gewordenen Bescheid vom 22.07.2005 lehnte die Beklagte auf
erneuten Antrag der KlÃ¤gerin vom 01.07.2005 Leistungen ab 01.07.2005 ab.

Mit Gerichtsbescheid vom 16.08.2005 wies das SG die Klage ab. Es liege eine
eheÃ¤hnliche Gemeinschaft gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs 3 Nr 3 Buchst b SGB II vor. Die
KlÃ¤gerin sei mit Herrn B. zusammengezogen, um das gemeinsame Kind
aufzuziehen. Die zusÃ¤tzlichen ErwÃ¤gungen, Kosten zu ersparen, sprÃ¤chen
deshalb nicht gegen das Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft. Eine solche
Gemeinschaft habe zwischen den Beteiligten bereits in der Vergangenheit
bestanden. Die Beklagte habe deshalb das Einkommen von Herrn B. zutreffend
herangezogen.
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Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Berufung zum Bayer. Landessozialgericht erhoben und
zur BegrÃ¼ndung vorgetragen, sie habe versehentlich das Antragsformular falsch
ausgefÃ¼llt. Sie habe die zwei Kreuzchen auch nicht in den zugehÃ¶rigen
KÃ¤stchen sondern hinter der Zeile gemacht. Sie empfinde es als
UnverschÃ¤mtheit, wenn ihr unterstellt werde, dass sie Ã¼ber die persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse des Herrn B. bestens informiert sei. Sie habe
keinerlei Zugang zu dessen Unterlagen. Die Beziehung zu Herrn B. sei schon immer
eine Zweckgemeinschaft gewesen. Sinn und Art der Gemeinschaft liege in ihrem
persÃ¶nlichen Ermessen. Wie und warum sie so lebe, sei ganz allein ihre Sache.
Herr B. habe bereits eine Scheidung mit Kind hinter sich und wisse deshalb, welche
Probleme das mit sich bringe. Seinem zweiten Kind habe er dies ersparen wollen
und sie hÃ¤tten deshalb versucht, ohne juristische Schritte und Besuchs- und
Umgangsrecht, Jugendamt etc. eine andere, fÃ¼r alle Beteiligten annehmbare
LÃ¶sung zu finden. Nachdem sie groÃ�e gesundheitliche Probleme habe, sei ihr das
eine echte Hilfe. Das Zusammenziehen habe auch den Zweck, ohne Besuchs- und
Umgangsrecht die gemeinsame Tochter aufwachsen zu sehen. Ab dem 01.08.2005
habe sie zusÃ¤tzlich einen Neffen in die Wohnung aufgenommen. Auch er werde
dauerhaft in der Wohnung wohnen. Nachdem im Haus demnÃ¤chst eine Wohnung
frei werde, werde Herr B. zum 01.01.2006 die andere Wohnung beziehen. Es handle
sich dann um eine separate Wohnung mit eigenem Eingang. Es bestehe auch keine
VerbindungstÃ¼r. Sie werde deshalb ab Januar 2006 mit ihrer Tochter und ihrem
Neffen allein die bisherige Wohnung benutzen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 16.08.2005, den
Bescheid der Beklagten vom 30.12.2004 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 23.03.2005 sowie den Ã�nderungsbescheid vom
22.07.2005 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, ihr Leistungen nach dem
SGB II zu bewilligen, ohne dabei vom Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft
auszugehen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat sich auf die bisherigen AusfÃ¼hrungen berufen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten und
die beigezogene BehÃ¶rdenakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist
zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der
hier angefochtene Bescheid der Beklagten vom 30.12.2004 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.03.2005 und der Ã�nderungsbescheid vom
22.07.2005 sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Gegenstand des vorliegenden Berufungsverfahrens ist der von der KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber der Beklagten weiterhin geltend gemachte Anspruch, ihr Leistungen
nach dem SGB II ohne Anrechnung des Einkommens von Herrn B. zu bewilligen.
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Dieser Anspruch umfasst den Zeitraum vom 01.01.2005 bis zum 30.06.2005. Eine
solche zeitliche Eingrenzung des geltend gemachten Leistungsanspruches ergibt
sich im Falle der LeistungsgewÃ¤hrung aus dem im Bescheid genannten
Bewilligungszeitraum (vgl. dazu Â§ 41 Abs 1 Satz 4 SGB II). Im Falle der
Leistungsversagung ist zwar nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes
der gesetzlich vorgesehene Bewilligungszeitraum (= Soll-Vorschrift) nicht ohne
weiteres maÃ�gebend (vgl. dazu BSG vom 25.05.2005 Az: B 11a/AL 73/04 R, zur
Arbeitslosenhilfe). Die KlÃ¤gerin hat hier aber fÃ¼r den Zeitraum ab dem
01.07.2005 am 01.07.2005 einen neuen Leistungsantrag nach Â§ 37 Abs 1 SGB II
gestellt, der wiederum verbeschieden worden ist; auf Grund des neuen Antrags
endet der frÃ¼here und beginnt ein neuer â�� nicht streitgegestÃ¤ndlicher â��
Zeitraum. Der weitere Bescheid vom 22.07.2005 fÃ¼r den Bewilligungszeitraum ab
dem 01.07.2005 ist mithin nicht zum Gegenstand dieses Verfahrens geworden, da
er den vorausgegangenen Bescheid weder Ã¤ndert, ersetzt noch ergÃ¤nzt.

Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 30.12.2004 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.03.2005 sowie der Ã�nderungsbescheid vom
22.07.2005 sind rechtsfehlerfrei ergangen.

Die Beklagte konnte bei der Berechnung der Leistungen nach dem SGB II davon
ausgehen, dass die KlÃ¤gerin mit Herrn B. in einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft im
Sinne des Â§ 7 Abs 3 Nr 3 Buchst.b SGB II und damit in einer Bedarfsgemeinschaft
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs 3 SGB II lebt. Sie hat deshalb zu Recht bei der Berechnung der
Leistungen, die sie an die KlÃ¤gerin zu erbringen hat, gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs 2 Satz 1
SGB II das Einkommen des Herrn B. mit herangezogen.

GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs 2 Satz 1 SGB II sind bei Personen, die in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, auch das Einkommen und VermÃ¶gen des Partners zu
berÃ¼cksichtigen. Wer zur Bedarfsgemeinschaft gehÃ¶rt, ergibt sich dabei aus Â§ 7
Abs 2 SGB II. Das ist insbesondere auch die Person, die mit dem erwerbsfÃ¤higen
HilfebedÃ¼rftigen in einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft lebt (Â§ 7 Abs 3 Nr 3 Bust b
SGB II).

Der Begriff der eheÃ¤hlichen Gemeinschaft ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der
dem LeistungstrÃ¤ger kein Ermessen bei der Beurteilung des Vorliegens der
Voraussetzungen einrÃ¤umt und dessen Auslegung durch den LeistungstrÃ¤ger der
vollen gerichtlichen PrÃ¼fung unterliegt. Durch die leistungsrechtliche
Gleichstellung des Partners einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft mit dem nicht
dauernd getrennt lebenden Ehegatten (Â§ 7 Abs 3 Nr 3 Buchst a SGB II) und dem
nicht dauernd getrennt lebenden Lebenspartner (Â§ 7 Abs 3 Nr 3 Buchst c SGB II)
erfÃ¼llt der Gesetzgeber seine Verpflichtung aus Art 6 Abs 1 Grundgesetz (GG), Ehe
und Familie dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung zu unterstellen.

Vor diesem Hintergrund ist der Begriff der eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft auszulegen,
weil sich eine gesetzliche Definition bislang nicht findet. Da mit In-Kraft-Treten des
SGB II als Art 1 des Vierten Gesetzes fÃ¼r moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt vom 24.12.2003 (BGBl I S 2954) die bisherige Arbeitslosenhilfe, zuletzt
geregelt im Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III), und die bisherige Sozialhilfe
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nach dem Bundessozialhilfegesetz in eine Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
fÃ¼r den in Â§ 7 SGB II beschriebenen Personenkreis zusammengefÃ¼hrt worden
ist (dazu BT-Drs. 15/1516 S 41 ff), bezieht der Senat in die Auslegung des Begriffes
der eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft die bisherig Rechtsprechung zum
Arbeitslosenversicherungsrecht und zum Sozialhilferecht ein.

EheÃ¤hnlich ist die Verbindung zweier Partner unterschiedlichen Geschlechts, wenn
sie auf Dauer angelegt ist, daneben keine weitere Lebensgemeinschaft gleicher Art
zulÃ¤sst und sich durch innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges
Einstehen der Partner fÃ¼reinander begrÃ¼ndet, also Ã¼ber die Beziehungen einer
reinen Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen (so insbesondere
BVerfG vom 17.11.1992 BVerfGE 87, 234/264 zum frÃ¼heren Â§ 137 Abs 2a AFG
und vom 04.12.2004 NJW 2005, 462; BSG vom 24.04.1998 SozR 3-4100 Â§ 119 Nr
15 und vom 17.10.2002 SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 26; BVerwG vom 17.05.1995 
BVerwGE 98, 195 zum frÃ¼heren Â§ 122 BSHG in st.Rspr). Der Senat hÃ¤lt zudem
bei verfassungsgemÃ¤Ã�er Auslegung der Vorschrift eine eheÃ¤hnliche
Gemeinschaft auch zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern fÃ¼r mÃ¶glich
(BayLSG vom 14.06.2005 ZFSH/SGB 2005, 609), aber eine BerÃ¼cksichtigung als
eheÃ¤hnliche Gemeinschaft aus verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden auch nicht
zwingend fÃ¼r geboten (BayLSG vom 10.10.2005 Az: L 10 AS 22/05 mwN).

Ob eine eheÃ¤hnliche Gemeinschaft vorliegt, ist anhand einer GesamtwÃ¼rdigung
von Hinweistatsachen zu beurteilen. Solche â�� nicht abschlieÃ�end aufzÃ¤hlbaren
(vgl LSG NRW vom 21.04.2005, Breith 2005, 788 und vom selben Tag Az: L 9 B 4/05
SO ER)- Indizien kÃ¶nnen sich u.a. aus der Dauer des Zusammenlebens ergeben.
Zur Beurteilung, wann eine derartige Beziehung als dauerhaft verfestigt bewertet
werden kann, bot sich aus Sicht des Bundessozialgerichts (BSG) eine Orientierung
an den Vorschriften des BGB an, die â�� gewissermaÃ�en fÃ¼r den umgekehrten
Fall â�� das Scheitern einer Ehe erst nach dreijÃ¤hriger Trennung unwiderlegbar
vermuten; dies lege nahe, diesen Gedanken insoweit nutzbar zu machen, als erst
eine dreijÃ¤hrige Dauer der Beziehung genÃ¼gende Ernsthaftigkeit und
KontinuitÃ¤t bezeugt (vgl zum Ganzen: BSG vom 29.04.1998 SozR 4100 Â§ 119 Nr
15). Hierbei ist aber nicht davon auszugehen, dass die Dreijahresgrenze im Sinne
einer absoluten zeitlichen Mindestvoraussetzung zu verstehen ist, unterhalb derer
das Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft immer und in jedem Fall verneint
werden mÃ¼sse (vgl dazu LSG NRW vom 21.04.2005 aaO; Spellbrink in
Eicher/Spellbrink, SGB II, Â§ 7 RdNr 27; BSG vom 29.04.1998 SozR 3-4100 Â§ 119 Nr
15, BayLSG vom 19.10.2005 Az: L 10 AL 352/04). Vielmehr kann eine dauerhafte
Beziehung bereits ab dem ersten Tag des Zusammenlebens vorliegen. Nach
dreijÃ¤hrigem Zusammenleben hingegen dÃ¼rften ohne gegenteilige
Anhaltspunkte keine Zweifel mehr an der Dauerhaftigkeit bestehen. Ebenso kann
auch die Dauer und IntensitÃ¤t der Bekanntschaft vor der GrÃ¼ndung der
Wohngemeinschaft (zum Fall des mehrmaligen gemeinsamen Umziehens LSG
Niedersachsen-Bremen vom 30.05.2005 Az: L 8 AS 95/05 ER), der Anlass des
Zusammenziehens, die Versorgung und Erziehung gemeinsamer Kinder oder
sonstiger AngehÃ¶riger im gemeinsamen Haushalt (ebenso SÃ¤chsLSG vom
28.05.2005 Az: L 3 B 269/05 AS ER; so schon VGH BW vom 14.04.1997 VBlBW 1998,
31) oder die Pflege des bedÃ¼rftigen anderen Partners, die das Zusammenleben
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prÃ¤gt (BVerwG vom 20.11.1984 BVerwGE 70, 278), zu berÃ¼cksichtigen sein.

Weitere Hinweistatsachen kÃ¶nnen sich aus der Ausgestaltung des
MietverhÃ¤ltnisses oder der Art des (rÃ¤umlichen) Zusammenlebens ergeben,
wobei das bloÃ�e Zusammenleben unter derselben Meldeadresse regelmÃ¤Ã�ig
nicht zur Annahme einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft (BVerfG vom 02.09.2004 
FamRZ 2004, 1950; so schon BSG vom 24.03.1988 BSGE 63, 12) genÃ¼gt. So
spricht das Nichtvorhandensein einer eigenen IntimsphÃ¤re innerhalb der Wohnung
oder die gemeinsame Nutzung mehrerer RÃ¤ume, insbesondere eines
Schlafzimmers, fÃ¼r eine innere Bindung, wobei jedoch auch getrennte Wohn- oder
Schlafbereiche nicht zwangslÃ¤ufig zur Ablehnung der Annahme einer
eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft fÃ¼hren wird.

Auch der Frage, ob und inwieweit die Partner gemeinsam wirtschaften, ob etwa die
Befugnis besteht, Ã¼ber Einkommen und VermÃ¶gen des jeweils anderen zu
verfÃ¼gen (dazu LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 12.01.2006 L 7 AS 5532/05 ER-B),
oder ob gar ein gemeinsames Konto besteht, kann Bedeutung zukommen. So stellt
das Vorhandensein eines gemeinsamen Kontos zwar ein gewichtiges Indiz fÃ¼r das
Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft dar, dessen Fehlen schlieÃ�t eine
solche jedoch nicht aus.

Die Annahme einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft setzt hingegen nicht voraus, dass
zwischen den Partnern geschlechtliche Beziehungen bestehen (BSG vom
29.04.1998 SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 15 unter Hinweis auf BVerfG vom 17.11.1992 
BVerfGE 87, 234/268). Sind solche jedoch â�� ohne dass Ermittlungen durch den
LeistungstrÃ¤ger in diese Richtung vorzunehmen sind (vgl hierzu: BVerfG vom
17.04.1992 BVerfGE 87, 234) â�� bekannt und damit verwertbar, so kann auch dies
Indiz fÃ¼r eine enge innere Bindung sein.

Der LeistungstrÃ¤ger hat unter AusschÃ¶pfung der ihm zur VerfÃ¼gung stehenden
MÃ¶glichkeiten der Amtsermittlung (Â§ 20 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch -SGB X-)
den Sachverhalt im Hinblick auf das Vorliegen solcher Hinweistatsachen
aufzuklÃ¤ren. Er darf sich insbesondere nicht auf die bloÃ�en ErklÃ¤rungen des
ErwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen oder seines Partners stÃ¼tzen, kann aber
deren Angaben â�� etwa im Antragsformular oder zu den o.a. WohnverhÃ¤ltnissen
â�� heranziehen. Die Grenzen seiner AufklÃ¤rungspflicht finden sich dort, wo es
ihm schlechterdings nicht mehr mÃ¶glich ist, einen entsprechenden Nachweis
beizubringen (so schon NdsOVG vom 26.01.1998 FEVS 48, 545). Andererseits kann
gegen die Ermittlung der Indizien nicht eingewandt werden, dies fÃ¼hre zu einer
verfassungsmÃ¤Ã�igen Ã�berlastung der LeistungstrÃ¤ger (vgl dazu: BSG vom
17.10.2002 SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 26).

Anhand der so ermittelten Hinweistatsachen hat der LeistungstrÃ¤ger zu prÃ¼fen,
ob die o.a. Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft
erfÃ¼llt sind. Alle von der Rechtsprechung entwickelten Merkmale einer
eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft mÃ¼ssen gegeben sein. Der LeistungstrÃ¤ger hat im
Rahmen einer Gesamtschau der fÃ¼r und auch gegen eine eheÃ¤hnliche
Gemeinschaft sprechenden Indizien nach den GrundsÃ¤tzen der freien
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BeweiswÃ¼rdigung seine Entscheidung zu treffen (vgl zum Ganzen: von Wulffen in
von Wulffen, SGB X, 5.Aufl, Â§ 20 RdNr 7 mwN). Er wird dabei zu beachten haben,
dass den Hinweistatsachen in der Regel unterschiedliches Gewicht zukommt.
Besonderes Augenmerk hat der LeistungstrÃ¤ger auf etwaige Angaben, UmstÃ¤nde
und Verhaltensweisen zu legen, die der erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige oder
dessen Partner erst im Hinblick auf den erhofften Leistungsbezug Ã¤ndert oder
ausgestaltet.

Der Begriff der Hinweistatsache zeigt letztlich auch, dass nicht sÃ¤mtliche Indizien
umfassend nachgewiesen sein mÃ¼ssen, dass das Fehlen einzelner Indizien nicht
zwangslÃ¤ufig der Feststellung des Vorliegens einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft
entgegensteht. Liegen nach einer erschÃ¶pfenden SachverhaltsaufklÃ¤rung (Â§ 20
SGB X) hinreichende Indizien vor, die das Vorhandensein aller von der
Rechtsprechung entwickelten Merkmale fÃ¼r die Annahme einer eheÃ¤hnlichen
Gemeinschaft belegen, so ist es Sache des erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen
plausible GrÃ¼nde darzulegen, die das Zusammenleben dementgegen als reine
Zweckgemeinschaft erscheinen lassen (so schon Beschluss des Senats vom
14.06.2005 ZFSH/SGB 2005, 609).

Finden sich bei erschÃ¶pfender SachverhaltsaufklÃ¤rung keine solchen
Hinweistatsachen, kann vom Vorliegen einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft nicht
ausgegangen werden. Das ergibt sich aus der materiellen Beweislastverteilung, die
hier den LeistungstrÃ¤ger trifft (Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG,
8.Aufl 2005, Â§ 103 RdNr 19 a), die allerdings erst zur Anwendung kommt, wenn
alle verfÃ¼gbaren Erkenntnisquellen ausgeschÃ¶pft sind (BSG vom 29.06.1967 
BSGE 27, 40).

Ob im Einzelfall ("non liquet") hiervon eine Ausnahme zu machen ist, wenn in der
SphÃ¤re des erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen liegende Tatsachen nicht
feststellbar sind, die der LeistungstrÃ¤ger in Ermangelung entsprechender Angaben
des erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen nicht kennt und nicht kennen muss, so dass
er letztlich gehindert ist, sich Ã¼ber diese bedeutsamen Tatsachen im
Bewilligungszeitraum zeitnah ein zutreffendes Bild zu machen (siehe dazu LSG
Niedersachsen-Bremen vom 30.05.2005 Az: L 8 AS 95/05 ER unter Hinweis auf BSG
vom 26.11.1992 Breith 1993, 770), kann in dem hier zu entscheidenden Fall
dahinstehen.

Denn wendet man die vorstehenden Ã�berlegungen hier an, kommt man auf Grund
der GesamtwÃ¼rdigung aller Hinweistatsachen ohne weiteres zur Feststellung, dass
zwischen der KlÃ¤gerin und Herrn B. im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum eine
eheÃ¤hnliche Gemeinschaft bestand.

Nach dem Vortrag der KlÃ¤gerin soll ihr Zusammenleben beiden Elternteilen die
MÃ¶glichkeit einrÃ¤umen, das gemeinsame Kind aufwachsen zu sehen, ohne dass
es eines besonderen Besuchs- oder Umgangsrechtes bedarf. Dieses
Zusammenleben war im Bewilligungszeitraum auf Dauer angelegt, auch wenn Herr
B. beabsichtigt, des Leistungsbezuges wegen ab dem 01.01.2006 eine eigene
Wohnung im selben Haus anzumieten. Auch die GrÃ¶Ã�e der ab dem 01.10.2004
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von Herrn B. angemieteten Wohnung deutet darauf hin, dass er von Anfang an mit
der KlÃ¤gerin und seinem Kind zusammenleben wollte und will. Die KlÃ¤gerin
beteiligte sich im Bewilligungszeitraum an den Miet- und sonstigen Kosten zur
HÃ¤lfte. Im Gegenzug besteht eine Vereinbarung zwischen der KlÃ¤gerin und Herrn
B. vom 23.10.2004, wonach dieser einen finanziellen Unterhaltsbeitrag fÃ¼r seine
Tochter leistet. Der Senat schlieÃ�t hieraus auf eine gegenseitige
Einstehensgemeinschaft.

Der fehlende gemeinsame Abschluss eines Mietvertrages steht der eheÃ¤hnlichen
Gemeinschaft nicht entgegen. Ebenso ist es gleichgÃ¼ltig, dass Herr B.
berufsbedingt teilweise zwÃ¶lf Stunden tÃ¤glich oder mehr unterwegs ist und sich
so nur unregelmÃ¤Ã�ig um sein Kind kÃ¼mmern kann. Ebenso wenig sprechen die
Intentionen des Herrn B. nach seiner Scheidung, sein Umgangsrecht mit seinem
weiteren Kind nicht durch das Jugendamt regeln zu lassen, nicht gegen eine
eheÃ¤hnliche Gemeinschaft.

Die Angaben der KlÃ¤gerin im Antragsformular runden vor diesem Hintergrund das
Bild nur noch ab. Dass sie die entsprechenden Kreuze nicht in dem dafÃ¼r
vorgesehenen KÃ¤stchen, sondern hinter den Eintragungen "Partner in
eheÃ¤hnlicher Gemeinschaft" und "nicht dauernd getrennt lebender Lebenspartner"
gemacht hat, ist nicht entscheidungserheblich. Die KlÃ¤gerin hat den Sachverhalt in
ihrer LaiensphÃ¤re im Ergebnis zutreffend gewÃ¼rdigt.

Da die Bedarfs- und die Einkommensberechnungen jedenfalls nach dem
Ã�nderungsbescheid vom 22.07.2005 nicht mehr beanstandet werden und insoweit
auch keine Fehler ersichtlich sind, kann die Klage keinen Erfolg haben.

Da der Senat darÃ¼berhinaus auch keine durchgreifende Bedenken gegen die
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Regelungen Ã¼ber die Bedarfsgemeinschaften hat, ist
die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, eine Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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